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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS (EU) 2019/75 DES RATES 

vom 20. Dezember 2018 

über den Abschluss — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union und Antigua und Barbuda zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und Antigua und Barbuda über die Befreiung von der Visumpflicht für 

Kurzaufenthalte 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, (1) 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Antigua und Barbuda über die Befreiung von der 
Visumpflicht für Kurzaufenthalte (2) (im Folgenden „Abkommen“) wurde vom Rat mit dem Beschluss 
2009/896/EG (3) abgeschlossen. Das Abkommen sieht für die Bürger der Union und die Bürger von Antigua und 
Barbuda die Befreiung von der Visumpflicht vor, wenn sie innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für höchstens 
drei Monate in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei reisen. 

(2)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) wurden horizontale 
Änderungen am Besitzstand der Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen und ein Kurzaufenthalt 
wurde als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen definiert. 

(3)  Damit eine vollständige Harmonisierung der Kurzaufenthaltsregelung der Union erreicht wird, muss diese neue 
Definition in das Abkommen übernommen werden. 

(4)  Die Kommission hat im Namen der Union mit Antigua und Barbuda ein Abkommen zur Änderung des 
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Antigua und Barbuda über die Befreiung von der 
Visumpflicht für Kurzaufenthalte (im Folgenden „Änderungsabkommen“) ausgehandelt. 

(5)  Gemäß dem Beschluss (EU) 2017/2083 (5) des Rates wurde das Änderungsabkommen unterzeichnet. 
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(1) Zustimmung erteilt am 23. Oktober 2018. 
(2) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 3. 
(3) Beschluss 2009/896/EG des Rates vom 30. November 2009 über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und Antigua und Barbuda über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 321 vom 8.12.2009, 
S. 38). 

(4) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 

(5) Beschluss (EU) 2017/2083 des Rates vom 6. November 2017 über die Unterzeichnung — im Namen der Union — des Abkommens 
zwischen der Europäischen Union und Antigua und Barbuda zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und Antigua und Barbuda über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 297 vom 15.11.2017, S. 1). 



(6)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss 2000/365/EG des Rates (6) nicht beteiligt. Das 
Vereinigte Königreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder 
durch diesen Baschluss gebunden noch zu seiner Anwendung verpflichtet.. 

(7)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates (7) nicht beteiligt. Irland beteiligt sich daher nicht 
an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner 
Anwendung verpflichtet.. 

(8)  Das Änderungsabkommen sollte genehmigt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und Antigua und Barbuda zur Änderung des Abkommens zwischen 
der Europäischen Gemeinschaft und Antigua und Barbuda über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte 
wird im Namen der Union genehmigt. 

Der Wortlaut des Änderungsabkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 2 des Änderungsabkommens vorgesehene Notifikation im Namen der 
Union vor. (8) 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. KÖSTINGER  
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(6) Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf es anzuwenden (ABl. L 131 vom 1.6.2000, S. 43). 

(7) Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen- 
Besitzstands auf Irland (ABl. L 64 vom 7.3.2002, S. 20). 

(8) Der Tag des Inkrafttretens des Änderungsabkommens wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht. 



ANHANG 

Erklärung der Union zum Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2017/2226 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) und zu den Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand 

vollständig anwenden 

Die Verordnung (EU) 2017/2226 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2017 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) zur Erfassung der Ein- und Ausreisedaten sowie der Einreiseverweigerungsdaten von Dritt­
staatsangehörigen an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten und zur Festlegung der Bedingungen für den Zugang zum 
EES zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken und zur Änderung des Übereinkommens zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen sowie der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EU) Nr. 1077/2011 ist am 
29. Dezember 2017 in Kraft getreten. 

Infolgedessen gelten ab dem Zeitpunkt des Beginns der Geltung der Verordnung (EU) 2017/2226 (1) für die Zwecke des 
Übereinkommens als Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, diejenigen Mitgliedstaaten, die 
an den Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen. Der Zeitraum von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von 
180 Tagen wird unter Berücksichtigung der Dauer des Aufenthalts in allen Mitgliedstaaten berechnet, die an den 
Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen.  
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(1) Der Zeitpunkt des Geltungsbeginns wird gemäß Artikel 73 der Verordnung (EU) 2017/2226 von der Kommission bestimmt. 



ABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Union und Antigua und Barbuda zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Antigua und Barbuda über die Befreiung von der 

Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

DIE EUROPÄISCHE UNION 

einerseits und 

ANTIGUA UND BARBUDA 

andererseits, 

im Folgenden gemeinsam „Vertragsparteien“ — 

GESTÜTZT auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Antigua und Barbuda über die Befreiung 
von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (1) (im Folgenden „Abkommen“), das am 1. Mai 2010 in Kraft trat, 

IN BEKRÄFTIGUNG der Bedeutung, die der Erleichterung persönlicher Kontakte zukommt, 

IN KENNTNIS des Umstands, dass das Abkommen zur Zufriedenheit der Bürger der Vertragsparteien funktioniert, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG, dass die in dem Abkommen enthaltene Definition des Kurzaufenthalts (drei Monate 
innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums nach dem Zeitpunkt der ersten Einreise) nicht präzise genug ist und 
insbesondere die Formulierung „Zeitpunkt der ersten Einreise“ Unsicherheiten und Fragen auslösen kann, 

IN ANBETRACHT DESSEN, dass mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) 
horizontale Änderungen am Besitzstand der Europäischen Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen wurden 
und ein Kurzaufenthalt als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens „90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen“ definiert 
wurde, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DESSEN, dass das von der Europäischen Union einzurichtende Einreise-/Ausreisesystem eine 
einheitliche und eindeutige Definition des Kurzaufenthalts erfordert, die für alle Drittstaatsangehörigen gilt, 

IN DEM WUNSCH, eine zügige Abfertigung der Reisenden an den Grenzübergangsstellen der Vertragsparteien 
sicherzustellen, 

IN BEKRÄFTIGUNG, dass das Abkommen für die Bürger aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs und Irlands gilt, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und des Protokolls über den in den Rahmen der Europäischen Union 
einbezogenen Schengen-Besitzstand, die dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügt sind, und in Bestätigung, dass die Bestimmungen dieses Änderungsabkommens nicht 
für das Vereinigte Königreich und Irland gelten — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen wird wie folgt geändert:  

1. Im Titel und in Artikel 6 Absatz 1, und Artikel 8 Absatz 7 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ 
und in Artikel 3 Absatz 5 und in Artikel 4 Absatz 3 das Wort „Gemeinschaftsrecht“ durch das Wort „Unionsrecht“ in 
der jeweiligen grammatischen Form ersetzt.  

2. In Artikel 1 werden die Wörter „innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für höchstens drei Monate“ durch die 
Wörter „für höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen“ ersetzt. 
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(1) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 3. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 



3. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bürger der Europäischen Union dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet von Antigua und Barbuda aufhalten.“ 

b)  Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bürger von Antigua und Barbuda dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, aufhalten. Dieser Zeitraum 
wird unabhängig von einem etwaigen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat berechnet, der den Schengen-Besitzstand 
noch nicht vollständig anwendet. 

Unabhängig von der für das Hoheitsgebiet der den Schengen-Besitzstand vollständig anwendenden Mitgliedstaaten 
berechneten Aufenthaltsdauer dürfen sich die Bürger von Antigua und Barbuda im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats, der den Schengen-Besitzstand noch nicht vollständig anwendet, jeweils höchstens 90 Tage in einem 
Zeitraum von 180 Tagen aufhalten.“ 

c)  In Absatz 3 werden vor den Wörtern „zu verlängern“ die Wörter „über 90 Tage hinaus“ eingefügt.  

4. In Artikel 8 Absatz 4 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 

„Eine Vertragspartei, die die Anwendung dieses Abkommens ausgesetzt hat, unterrichtet unverzüglich die andere 
Vertragspartei, sobald die für die Aussetzung ausschlaggebenden Gründe nicht mehr bestehen, und hebt die 
Aussetzung auf.“ 

Artikel 2 

Dieses Änderungsabkommen wird von den Vertragsparteien nach ihren jeweiligen Verfahren ratifiziert oder genehmigt 
und tritt am ersten Tag des sechsten Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die letzte Vertragspartei der anderen 
den Abschluss der hierfür erforderlichen Verfahren mitgeteilt hat. 

Abgefasst in zwei Urschriften in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, 
griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, 
rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache, wobei jeder 
Wortlautgleichermaßen verbindlich ist. 

Съставено в Брюксел на двадесет и пети април две хиляди и осемнадесета година. 

Hecho en Bruselas, el veinticinco de abril de dos mil dieciocho. 

V Bruselu dne dvacátého pátého dubna dva tisíce osmnáct. 

Udfærdiget i Bruxelles den femogtyvende april to tusind og atten. 

Geschehen zu Brüssel am fünfundzwanzigsten April zweitausendachtzehn. 

Kahe tuhande kaheksateistkümnenda aasta aprillikuu kahekümne viiendal päeval Brüsselis. 

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι πέντε Απριλίου δύο χιλιάδες δεκαοκτώ. 

Done at Brussels on the twenty-fifth day of April in the year two thousand and eighteen. 

Fait à Bruxelles, le vingt-cinq avril deux mille dix-huit. 

Sastavljeno u Bruxellesu dvadeset petog travnja godine dvije tisuće osamnaeste. 

Fatto a Bruxelles, addì venticinque aprile duemiladiciotto. 

Briselē, divi tūkstoši astoņpadsmitā gada divdesmit piektajā aprīlī. 

Priimta du tūkstančiai aštuonioliktų metų balandžio dvidešimt penktą dieną Briuselyje. 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-tizennyolcadik év április havának huszonötödik napján. 

Magħmul fi Brussell, fil-ħamsa u għoxrin jum ta' April fis-sena elfejn u tmintax. 

Gedaan te Brussel, vijfentwintig april tweeduizend achttien. 

Sporządzono w Brukseli dnia dwudziestego piątego kwietnia roku dwa tysiące osiemnastego. 

Feito em Bruxelas, em vinte e cinco de abril de dois mil e dezoito. 

Întocmit la Bruxelles la douăzeci și cinci aprilie două mii optsprezece. 

V Bruseli dvadsiateho piateho apríla dvetisícosemnásť. 

V Bruslju, dne petindvajsetega aprila leta dva tisoč osemnajst. 

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäviidentenä päivänä huhtikuuta vuonna kaksituhattakahdeksantoista. 

Som skedde i Bryssel den tjugofemte april år tjugohundraarton. 
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За Европейския съюз 
Рог la Unión Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europäische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Ένωση 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Za Europsku uniju 
Per l'Unione europea 
Eiropas Savienības vārdā – 
Europos Sąjungos vardu 
Az Európai Unió részéről 
Għall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela União Europeia 
Pentru Uniunea Europeană 
Za Európsku úniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
För Europeiska unionen  

За Антигуа и Барбуда 
Por Antigua y Barbuda 
Za Antiguu a Barbudu 
For Antigua og Barbuda 
Für Antigua und Barbuda 
Antigua ja Barbuda nimel 
Για την Αντίγκουα και Μπαρμπούντα 
For Antigua and Barbuda 
Pour Antigua-et-Barbuda 
Za Antigvu i Barbudu 
Per Antigua e Barbuda 
Antigvas un Barbudas vārdā – 
Antigvos ir Barbudos vardu 
Antigua és Barbuda részéről 
Għal Antigwa u Barbuda 
Voor Antigua en Barbuda 
W imieniu Antigui i Barbudy 
Por Antígua e Barbuda 
Pentru Antigua și Barbuda 
Za Antiguu a Barbudu 
Za Antigvo in Barbudo 
Antigua ja Barbudan puolesta 
För Antigua och Barbuda  
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU ISLAND, NORWEGEN, DER SCHWEIZ UND LIECHTENSTEIN 

Es ist wünschenswert, dass Island, Norwegen, die Schweiz und Liechtenstein einerseits und Antigua und Barbuda 
andererseits unverzüglich die bestehenden bilateralen Abkommen über die Befreiung von der Visumpflicht für 
Kurzaufenthalte im Einklang mit den Bestimmungen dieses Änderungsabkommens ändern.   

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZUR ABGRENZUNG DES ZEITRAUMS VON 90 TAGEN IN EINEM ZEITRAUM VON 
180 TAGEN 

Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass der Zeitraum von höchstens 90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen 
gemäß Artikel 4 des Abkommens entweder einen ununterbrochenen Aufenthalt oder mehrere aufeinanderfolgende 
Aufenthalte bezeichnet, deren Gesamtdauer in einem Zeitraum von 180 Tagen 90 Tage nicht übersteigt. 

Zugrunde gelegt wird ein gleitender Zeitraum von 180 Tagen, wobei rückblickend geprüft wird, ob die Vorgabe von 
90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen weiterhin an jedem einzelnen Aufenthaltstag im letzten Zeitraum von 
180 Tagen erfüllt ist. Unter anderem bedeutet dies, dass die Abwesenheit während eines ununterbrochenen Zeitraums 
von 90 Tagen zu einem neuen Aufenthalt bis zu 90 Tagen berechtigt.  
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BESCHLUSS (EU) 2019/76 DES RATES 

vom 20. Dezember 2018 

über den Abschluss — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union und Barbados zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft 

und Barbados über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Barbados über die Befreiung von der Visumpflicht 
für Kurzaufenthalte (2) (im Folgenden „Abkommen“) wurde vom Rat mit dem Beschluss 2009/898/EG (3) 
abgeschlossen. Das Abkommen sieht für die Bürger der Union und die Bürger von Barbados die Befreiung von 
der Visumpflicht vor, wenn sie innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für höchstens drei Monate in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei reisen. 

(2)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) wurden horizontale 
Änderungen am Besitzstand der Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen und ein Kurzaufenthalt 
wurde als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen definiert. 

(3)  Damit eine vollständige Harmonisierung der Kurzaufenthaltsregelung der Union erreicht wird, muss diese neue 
Definition in das Abkommen übernommen werden. 

(4)  Die Kommission hat im Namen der Union mit Barbados ein Abkommen zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Barbados über die Befreiung von der Visumpflicht für 
Kurzaufenthalte (im Folgenden „Änderungsabkommen“) ausgehandelt. 

(5)  Gemäß dem Beschluss (EU) 2017/2084 (5) des Rates wurde das Änderungsabkommen unterzeichnet. 

(6)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss 2000/365/EG des Rates (6) nicht beteiligt. Das 
Vereinigte Königreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme des vorliegenden Beschlusses, und ist weder 
durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung verpflichtet. 

(7)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates (7) nicht beteiligt. Irland beteiligt sich daher nicht 
an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner 
Anwendung verpflichtet. 

(8)  Das Änderungsabkommen sollte genehmigt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und Barbados zur Änderung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und Barbados über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte wird im Namen 
der Union genehmigt. 
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(1) Zustimmung erteilt am 23. Oktober 2018. 
(2) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 10. 
(3) Beschluss 2009/898/EG des Rates vom 30. November 2009 über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und Barbados über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 321 vom 8.12.2009, S. 40). 
(4) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 

(5) Beschluss (EU) 2017/2084 des Rates vom 6. November 2017 über die Unterzeichnung — im Namen der Union — des Abkommens 
zwischen der Europäischen Union und Barbados zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
Barbados über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 297 vom 15.11.2017, S. 3). 

(6) Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf es anzuwenden (ABl. L 131 vom 1.6.2000, S. 43). 

(7) Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen- 
Besitzstands auf Irland (ABl. L 64 vom 7.3.2002, S. 20). 



Der Wortlaut des Änderungsabkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 2 des Änderungsabkommens vorgesehene Notifikation im Namen der 
Union vor. (8) 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. KÖSTINGER  
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(8) Der Tag des Inkrafttretens des Änderungsabkommens wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht. 



ANHANG 

Erklärung der Union zum Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2017/2226 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) und zu den Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand 

vollständig anwenden 

Die Verordnung (EU) 2017/2226 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2017 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) zur Erfassung der Ein- und Ausreisedaten sowie der Einreiseverweigerungsdaten von Dritt­
staatsangehörigen an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten und zur Festlegung der Bedingungen für den Zugang zum 
EES zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken und zur Änderung des Übereinkommens zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen sowie der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EU) Nr. 1077/2011 ist am 
29. Dezember 2017 in Kraft getreten. 

Infolgedessen gelten ab dem Zeitpunkt des Beginns der Geltung der Verordnung (EU) 2017/2226 (1) für die Zwecke des 
Übereinkommens als Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, diejenigen Mitgliedstaaten, die 
an den Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen. Der Zeitraum von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von 
180 Tagen wird unter Berücksichtigung der Dauer des Aufenthalts in allen Mitgliedstaaten berechnet, die an den 
Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen.  
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(1) Der Zeitpunkt des Geltungsbeginns wird gemäß Artikel 73 der Verordnung (EU) 2017/2226 von der Kommission bestimmt. 



ABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Union und Barbados zur Änderung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und Barbados über die Befreiung von der Visumpflicht für 

Kurzaufenthalte 

DIE EUROPÄISCHE UNION 

einerseits und 

BARBADOS 

andererseits, 

im Folgenden gemeinsam „Vertragsparteien“ — 

GESTÜTZT auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Barbados über die Befreiung von der 
Visumpflicht für Kurzaufenthalte (1) (im Folgenden „Abkommen“), das am 1. März 2010 in Kraft trat, 

IN BEKRÄFTIGUNG der Bedeutung, die der Erleichterung persönlicher Kontakte zukommt, 

IN KENNTNIS des Umstands, dass das Abkommen zur Zufriedenheit der Bürger der Vertragsparteien funktioniert, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG, dass die in dem Abkommen enthaltene Definition des Kurzaufenthalts (drei Monate 
innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums nach dem Zeitpunkt der ersten Einreise) nicht präzise genug ist und 
insbesondere die Formulierung „Zeitpunkt der ersten Einreise“ Unsicherheiten und Fragen auslösen kann, 

IN ANBETRACHT DESSEN, dass mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) 
horizontale Änderungen am Besitzstand der Europäischen Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen wurden 
und ein Kurzaufenthalt als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens „90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen“ definiert 
wurde, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DESSEN, dass das von der Europäischen Union einzurichtende Einreise-/Ausreisesystem eine 
einheitliche und eindeutige Definition des Kurzaufenthalts erfordert, die für alle Drittstaatsangehörigen gilt, 

IN DEM WUNSCH, eine zügige Abfertigung der Reisenden an den Grenzübergangsstellen der Vertragsparteien 
sicherzustellen, 

IN BEKRÄFTIGUNG, dass das Abkommen für die Bürger aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs und Irlands gilt, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und des Protokolls über den in den Rahmen der Europäischen Union 
einbezogenen Schengen-Besitzstand, die dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügt sind, und in Bestätigung, dass die Bestimmungen dieses Änderungsabkommens nicht 
für das Vereinigte Königreich und Irland gelten — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen wird wie folgt geändert:  

1. Im Titel und in Artikel 6 Absatz 1, und Artikel 8 Absatz 7 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ 
und in Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 4 Absatz 3 das Wort „Gemeinschaftsrecht“ durch das Wort „Unionsrecht“ in 
der jeweiligen grammatischen Form ersetzt.  

2. In Artikel 1 werden die Wörter „innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für höchstens drei Monate“ durch die 
Wörter „für höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen“ ersetzt. 
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(1) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 10. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 



3. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bürger der Europäischen Union dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet von Barbados aufhalten.“ 

b)  Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bürger von Barbados dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, aufhalten. Dieser Zeitraum 
wird unabhängig von einem etwaigen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat berechnet, der den Schengen-Besitzstand 
noch nicht vollständig anwendet. 

Unabhängig von der für das Hoheitsgebiet der den Schengen-Besitzstand vollständig anwendenden Mitgliedstaaten 
berechneten Aufenthaltsdauer dürfen sich die Bürger von Barbados im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, der den 
Schengen-Besitzstand noch nicht vollständig anwendet, jeweils höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 
180 Tagen aufhalten.“ 

c)  In Absatz 3 werden vor den Wörtern „zu verlängern“ die Wörter „über 90 Tage hinaus“ eingefügt.  

4. In Artikel Absatz 4 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 

„Eine Vertragspartei, die die Anwendung dieses Abkommens ausgesetzt hat, unterrichtet unverzüglich die andere 
Vertragspartei, sobald die für die Aussetzung ausschlaggebenden Gründe nicht mehr bestehen, und hebt die 
Aussetzung auf.“ 

Artikel 2 

Dieses Änderungsabkommen wird von den Vertragsparteien nach ihren jeweiligen Verfahren ratifiziert oder genehmigt 
und tritt am ersten Tag des sechsten Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die letzte Vertragspartei der anderen 
den Abschluss der hierfür erforderlichen Verfahren mitgeteilt hat. 

Geschehen in zwei Urschriften in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, 
griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, 
rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Съставено в Брюксел на двадесет и пети април две хиляди и осемнадесета година. 

Hecho en Bruselas, el veinticinco de abril de dos mil dieciocho. 

V Bruselu dne dvacátého pátého dubna dva tisíce osmnáct. 

Udfærdiget i Bruxelles den femogtyvende april to tusind og atten. 

Geschehen zu Brüssel am fünfundzwanzigsten April zweitausendachtzehn. 

Kahe tuhande kaheksateistkümnenda aasta aprillikuu kahekümne viiendal päeval Brüsselis. 

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι πέντε Απριλίου δύο χιλιάδες δεκαοκτώ. 

Done at Brussels on the twenty-fifth day of April in the year two thousand and eighteen. 

Fait à Bruxelles, le vingt-cinq avril deux mille dix-huit. 

Sastavljeno u Bruxellesu dvadeset petog travnja godine dvije tisuće osamnaeste. 

Fatto a Bruxelles, addì venticinque aprile duemiladiciotto. 

Briselē, divi tūkstoši astoņpadsmitā gada divdesmit piektajā aprīlī. 

Priimta du tūkstančiai aštuonioliktų metų balandžio dvidešimt penktą dieną Briuselyje. 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-tizennyolcadik év április havának huszonötödik napján. 

Magħmul fi Brussell, fil-ħamsa u għoxrin jum ta' April fis-sena elfejn u tmintax. 

Gedaan te Brussel, vijfentwintig april tweeduizend achttien. 

Sporządzono w Brukseli dnia dwudziestego piątego kwietnia roku dwa tysiące osiemnastego. 

Feito em Bruxelas, em vinte e cinco de abril de dois mil e dezoito. 

Întocmit la Bruxelles la douăzeci și cinci aprilie două mii optsprezece. 

V Bruseli dvadsiateho piateho apríla dvetisícosemnásť. 

V Bruslju, dne petindvajsetega aprila leta dva tisoč osemnajst. 

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäviidentenä päivänä huhtikuuta vuonna kaksituhattakahdeksantoista. 

Som skedde i Bryssel den tjugofemte april år tjugohundraarton. 
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За Европейския съюз 
Рог la Unión Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europäische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Ένωση 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Za Europsku uniju 
Per l'Unione europea 
Eiropas Savienības vārdā – 
Europos Sąjungos vardu 
Az Európai Unió részéről 
Għall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela União Europeia 
Pentru Uniunea Europeană 
Za Európsku úniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
För Europeiska unionen  

За Барбадос 
Por Barbados 
Za Barbados 
For Barbados 
Für Barbados 
Barbadose nimel 
Για τα Μπαρμπάντος 
For Barbados 
Pour la Barbade 
Za Barbados 
Per le Barbados 
Barbadosas vārdā – 
Barbadoso vardu 
Barbados részéről 
Għal Barbados 
Voor Barbados 
W imieniu Barbadosu 
Por Barbados 
Pentru Barbados 
Za Barbados 
Za Barbados 
Barbadosin puolesta 
För Barbados  
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU ISLAND, NORWEGEN, DER SCHWEIZ UND LIECHTENSTEIN 

Es ist wünschenswert, dass Island, Norwegen, die Schweiz und Liechtenstein einerseits und Barbados andererseits 
unverzüglich die bestehenden bilateralen Abkommen über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte im 
Einklang mit den Bestimmungen dieses Änderungsabkommens ändern.   

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZUR ABGRENZUNG DES ZEITRAUMS VON 90 TAGEN IN EINEM ZEITRAUM VON 
180 TAGEN 

Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass der Zeitraum von höchstens 90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen 
gemäß Artikel 4 des Abkommens entweder einen ununterbrochenen Aufenthalt oder mehrere aufeinanderfolgende 
Aufenthalte bezeichnet, deren Gesamtdauer in einem Zeitraum von 180 Tagen 90 Tage nicht übersteigt. 

Zugrunde gelegt wird ein gleitender Zeitraum von 180 Tagen, wobei rückblickend geprüft wird, ob die Vorgabe von 
90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen weiterhin an jedem einzelnen Aufenthaltstag im letzten Zeitraum von 
180 Tagen erfüllt ist. Unter anderem bedeutet dies, dass die Abwesenheit während eines ununterbrochenen Zeitraums 
von 90 Tagen zu einem neuen Aufenthalt bis zu 90 Tagen berechtigt.  
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BESCHLUSS (EU) 2019/77 DES RATES 

vom 20. Dezember 2018 

über den Abschluss — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union und dem Commonwealth der Bahamas zur Änderung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und dem Commonwealth der Bahamas über die Befreiung von der 

Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, (1) 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Commonwealth der Bahamas über die 
Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (2) (im Folgenden „Abkommen“) wurde vom Rat mit dem 
Beschluss 2009/897/EG (3) abgeschlossen. Das Abkommen sieht für die Bürger der Union und die Bürger des 
Commonwealth der Bahamas die Befreiung von der Visumpflicht vor, wenn sie innerhalb eines Sechs-Monats- 
Zeitraums für höchstens drei Monate in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei reisen. 

(2)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) wurden horizontale 
Änderungen am Besitzstand der Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen und ein Kurzaufenthalt 
wurde als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen definiert. 

(3)  Damit eine vollständige Harmonisierung der Kurzaufenthaltsregelung der Union erreicht wird, muss diese neue 
Definition in das Abkommen übernommen werden. 

(4)  Die Kommission hat im Namen der Union mit dem Commonwealth der Bahamas ein Abkommen zur Änderung 
des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Commonwealth der Bahamas über die 
Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (im Folgenden „Änderungsabkommen“) ausgehandelt. 

(5)  Gemäß dem Beschluss (EU) 2017/2085 des Rates (5) wurde das Änderungsabkommen unterzeichnet. 

(6)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss 2000/365/EG des Rates (6) nicht beteiligt; das 
Vereinigte Königreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder 
durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung verpflichtet. 

(7)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates (7) nicht beteiligt; Irland beteiligt sich daher nicht 
an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner 
Anwendung verpflichtet. 

(8)  Das Änderungsabkommen sollte genehmigt werden — 
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(1) Zustimmung erteilt am 23. Oktober 2018. 
(2) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 24. 
(3) Beschluss 2009/897/EG des Rates vom 30. November 2009 über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und dem Commonwealth der Bahamas über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 321 vom 
8.12.2009, S. 39). 

(4) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 

(5) Beschluss (EU) 2017/2085 des Rates vom 6. November 2017 über die Unterzeichnung — im Namen der Union — des Abkommens 
zwischen der Europäischen Union und dem Commonwealth der Bahamas zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und dem Commonwealth der Bahamas über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 297 vom 
15.11.2017, S. 5). 

(6) Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf es anzuwenden (ABl. L 131 vom 1.6.2000, S. 43). 

(7) Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen- 
Besitzstands auf Irland (ABl. L 64 vom 7.3.2002, S. 20). 



HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und dem Commonwealth der Bahamas zur Änderung des 
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Commonwealth der Bahamas über die Befreiung von 
der Visumpflicht für Kurzaufenthalte wird im Namen der Union genehmigt. 

Der Wortlaut des Änderungsabkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 2 des Änderungsabkommens vorgesehene Notifikation im Namen der 
Union vor (8). 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. KÖSTINGER  
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(8) Der Tag des Inkrafttretens des Änderungsabkommens wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht. 



ANHANG 

Erklärung der Union zum Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2017/2226 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) und zu den Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand 

vollständig anwenden 

Die Verordnung (EU) 2017/2226 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2017 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) zur Erfassung der Ein- und Ausreisedaten sowie der Einreiseverweigerungsdaten von Dritt­
staatsangehörigen an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten und zur Festlegung der Bedingungen für den Zugang zum 
EES zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken und zur Änderung des Übereinkommens zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen sowie der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EU) Nr. 1077/2011 ist am 
29. Dezember 2017 in Kraft getreten. 

Infolgedessen gelten ab dem Zeitpunkt des Beginns der Geltung der Verordnung (EU) 2017/2226 (1) für die Zwecke des 
Übereinkommens als Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, diejenigen Mitgliedstaaten, die 
an den Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen. Der Zeitraum von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von 
180 Tagen wird unter Berücksichtigung der Dauer des Aufenthalts in allen Mitgliedstaaten berechnet, die an den 
Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen.  
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(1) Der Zeitpunkt des Geltungsbeginns wird gemäß Artikel 73 der Verordnung (EU) 2017/2226 von der Kommission bestimmt. 



ABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Union und dem Commonwealth der Bahamas zur Änderung des 
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Commonwealth der Bahamas 

über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

DIE EUROPÄISCHE UNION 

einerseits und 

DAS COMMONWEALTH DER BAHAMAS (im Folgenden „Bahamas“) 

andererseits, 

im Folgenden gemeinsam „Vertragsparteien“ — 

GESTÜTZT auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Commonwealth der Bahamas über die 
Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (1) (im Folgenden „Abkommen“), das am 1. April 2010 in Kraft trat, 

IN BEKRÄFTIGUNG der Bedeutung, die der Erleichterung persönlicher Kontakte zukommt, 

IN KENNTNIS des Umstands, dass das Abkommen zur Zufriedenheit der Bürger der Vertragsparteien funktioniert, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG, dass die in dem Abkommen enthaltene Definition des Kurzaufenthalts (drei Monate 
innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums nach dem Zeitpunkt der ersten Einreise) nicht präzise genug ist und 
insbesondere die Formulierung „Zeitpunkt der ersten Einreise“ Unsicherheiten und Fragen auslösen kann, 

IN ANBETRACHT DESSEN, dass mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) 
vom 26. Juni 2013 horizontale Änderungen am Besitzstand der Europäischen Union im Bereich Visa und Grenzen 
vorgenommen wurden und ein Kurzaufenthalt als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens „90 Tagen je Zeitraum von 
180 Tagen“ definiert wurde, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DESSEN, dass das von der Europäischen Union einzurichtende Einreise-/Ausreisesystem eine 
einheitliche und eindeutige Definition des Kurzaufenthalts erfordert, die für alle Drittstaatsangehörigen gilt, 

IN DEM WUNSCH, eine zügige Abfertigung der Reisenden an den Grenzübergangsstellen der Vertragsparteien 
sicherzustellen, 

IN BEKRÄFTIGUNG, dass das Abkommen für die Bürger aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs und Irlands gilt, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und des Protokolls über den in den Rahmen der Europäischen Union 
einbezogenen Schengen-Besitzstand, die dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügt sind, und in Bestätigung, dass die Bestimmungen dieses Änderungsabkommens nicht 
für das Vereinigte Königreich und Irland gelten — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen wird wie folgt geändert:  

1. Im Titel und in Artikel 6 Absatz 1, und Artikel 8 Absatz 7 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ 
und in Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 4 Absatz 3 das Wort „Gemeinschaftsrecht“ durch das Wort „Unionsrecht“ in 
der jeweiligen grammatischen Form ersetzt.  

2. In Artikel 1 werden die Wörter „innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für höchstens drei Monate“ durch die 
Wörter „für höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen“ ersetzt. 
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(1) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 24. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 



3. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bürger der Europäischen Union dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet der Bahamas aufhalten.“ 

b)  Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bürger der Bahamas dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, aufhalten. Dieser Zeitraum 
wird unabhängig von einem etwaigen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat berechnet, der den Schengen-Besitzstand 
noch nicht vollständig anwendet. 

Unabhängig von der für das Hoheitsgebiet der den Schengen-Besitzstand vollständig anwendenden Mitgliedstaaten 
berechneten Aufenthaltsdauer dürfen sich die Bürger der Bahamas im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, der den 
Schengen-Besitzstand noch nicht vollständig anwendet, jeweils höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 
180 Tagen aufhalten.“ 

c)  In Absatz 3 werden vor den Wörtern „zu verlängern“ die Wörter „über 90 Tage hinaus“ eingefügt.  

4. In Artikel 8 Absatz 4 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 

„Eine Vertragspartei, die die Anwendung dieses Abkommens ausgesetzt hat, unterrichtet unverzüglich die andere 
Vertragspartei, sobald die für die Aussetzung ausschlaggebenden Gründe nicht mehr bestehen, und hebt die 
Aussetzung auf.“ 

Artikel 2 

Dieses Änderungsabkommen wird von den Vertragsparteien nach ihren jeweiligen Verfahren ratifiziert oder genehmigt 
und tritt am ersten Tag des sechsten Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die letzte Vertragspartei der anderen 
den Abschluss der hierfür erforderlichen Verfahren mitgeteilt hat. 

Geschehen in zwei Urschriften in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, 
griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, 
rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Съставено в Брюксел на двадесет и пети април две хиляди и осемнадесета година. 

Hecho en Bruselas, el veinticinco de abril de dos mil dieciocho. 

V Bruselu dne dvacátého pátého dubna dva tisíce osmnáct. 

Udfærdiget i Bruxelles den femogtyvende april to tusind og atten. 

Geschehen zu Brüssel am fünfundzwanzigsten April zweitausendachtzehn. 

Kahe tuhande kaheksateistkümnenda aasta aprillikuu kahekümne viiendal päeval Brüsselis. 

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι πέντε Απριλίου δύο χιλιάδες δεκαοκτώ. 

Done at Brussels on the twenty fifth day of April in the year two thousand and eighteen. 

Fait à Bruxelles, le vingt-cinq avril deux mille dix-huit. 

Sastavljeno u Bruxellesu dvadeset petog travnja godine dvije tisuće osamnaeste. 

Fatto a Bruxelles, addì venticinque aprile duemiladiciotto. 

Briselē, divi tūkstoši astoņpadsmitā gada divdesmit piektajā aprīlī. 

Priimta du tūkstančiai aštuonioliktų metų balandžio dvidešimt penktą dieną Briuselyje. 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-tizennyolcadik év április havának huszonötödik napján. 

Magħmul fi Brussell, fil-ħamsa u għoxrin jum ta’ April fis-sena elfejn u tmintax. 

Gedaan te Brussel, vijfentwintig april tweeduizend achttien. 

Sporządzono w Brukseli dnia dwudziestego piątego kwietnia roku dwa tysiące osiemnastego. 

Feito em Bruxelas, em vinte e cinco de abril de dois mil e dezoito. 

Întocmit la Bruxelles la douăzeci și cinci aprilie două mii optsprezece. 

V Bruseli dvadsiateho piateho apríla dvetisícosemnásť. 

V Bruslju, dne petindvajsetega aprila leta dva tisoč osemnajst. 

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäviidentenä päivänä huhtikuuta vuonna kaksituhattakahdeksantoista. 

Som skedde i Bryssel den tjugofemte april år tjugohundraarton. 
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За Европейския съюз 
Рог la Unión Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europäische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Ένωση 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Za Europsku uniju 
Per l'Unione europea 
Eiropas Savienības vārdā – 
Europos Sąjungos vardu 
Az Európai Unió részéről 
Għall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela União Europeia 
Pentru Uniunea Europeană 
Za Európsku úniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
För Europeiska unionen  

За Бахамската общност 
Por la Commonwealth de las Bahamas 
Za Bahamské společenství 
For Commonwealth of the Bahamas 
Für das Commonwealth der Bahamas 
Bahama Ühenduse nimel 
Για την Κοινοπολιτεία των Μπαχαμών 
For the Commonwealth of the Bahamas 
Pour le Commonwealth des Bahamas 
Za Zajednicu Bahama 
Per il Commonwealth delle Bahamas 
Bahamu Salu Sadraudzības vārdā — 
Bahamų Sandraugos vardu 
A Bahamai Közösség részéről 
Għall-Commonwealth tal-Bahamas 
Voor het Gemenebest van de Bahama’s 
W imieniu Wspólnoty Bahamów 
Pela Comunidade das Baamas 
Pentru Uniunea Bahamas 
Za Bahamské spoločenstvo 
Za Zvezo Bahami 
Bahaman liittovaltion puolesta 
För Samväldet Bahamas  
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU ISLAND, NORWEGEN, DER SCHWEIZ UND LIECHTENSTEIN 

Es ist wünschenswert, dass Island, Norwegen, die Schweiz und Liechtenstein einerseits und die Bahamas andererseits 
unverzüglich die bestehenden bilateralen Abkommen über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte im 
Einklang mit den Bestimmungen dieses Änderungsabkommens ändern.   

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZUR ABGRENZUNG DES ZEITRAUMS VON 90 TAGEN IN EINEM ZEITRAUM VON 
180 TAGEN 

Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass der Zeitraum von höchstens 90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen 
gemäß Artikel 4 des Abkommens entweder einen ununterbrochenen Aufenthalt oder mehrere aufeinanderfolgende 
Aufenthalte bezeichnet, deren Gesamtdauer in einem Zeitraum von 180 Tagen 90 Tage nicht übersteigt. 

Zugrunde gelegt wird ein gleitender Zeitraum von 180 Tagen, wobei rückblickend geprüft wird, ob die Vorgabe von 
90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen weiterhin an jedem einzelnen Aufenthaltstag im letzten Zeitraum von 
180 Tagen erfüllt ist. Unter anderem bedeutet dies, dass die Abwesenheit während eines ununterbrochenen Zeitraums 
von 90 Tagen zu einem neuen Aufenthalt bis zu 90 Tagen berechtigt.  
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BESCHLUSS (EU) 2019/78 DES RATES 

vom 20. Dezember 2018 

über den Abschluss — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union und der Republik Mauritius zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Republik Mauritius über die Befreiung von der Visumpflicht für 

Kurzaufenthalte 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, (1) 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Mauritius über die Befreiung von der 
Visumpflicht für Kurzaufenthalte (2) (im Folgenden „Abkommen“) wurde vom Rat mit dem Beschluss 
2009/899/EG (3) abgeschlossen. Das Abkommen sieht für die Bürger der Union und die Bürger der Republik 
Mauritius die Befreiung von der Visumpflicht vor, wenn sie innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für 
höchstens drei Monate in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei reisen. 

(2)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) wurden horizontale 
Änderungen am Besitzstand der Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen und ein Kurzaufenthalt 
wurde als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen definiert. 

(3)  Damit eine vollständige Harmonisierung der Kurzaufenthaltsregelung der Union erreicht wird, muss diese neue 
Definition in das Abkommen übernommen werden. 

(4)  Die Kommission hat im Namen der Union mit der Republik Mauritius ein Abkommen zur Änderung des 
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Mauritius über die Befreiung von der 
Visumpflicht für Kurzaufenthalte (im Folgenden „Änderungsabkommen“) ausgehandelt. 

(5)  Gemäß dem Beschluss (EU) 2017/2087 (5) des Rates wurde das Änderungsabkommen unterzeichnet. 

(6)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss 2000/365/EG des Rates (6) nicht beteiligt; das 
Vereinigte Königreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder 
durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung verpflichtet. 

(7)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates (7) nicht beteiligt; Irland beteiligt sich daher nicht 
an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner 
Anwendung verpflichtet. 

(8)  Das Änderungsabkommen sollte genehmigt werden — 
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(1) Zustimmung erteilt am 23. Oktober 2018. 
(2) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 17. 
(3) Beschluss 2009/899/EG des Rates vom 30. November 2009 über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und der Republik Mauritius über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 321 vom 8.12.2009, 
S. 41). 

(4) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 

(5) Beschluss (EU) 2017/2087 des Rates vom 6. November 2017 über die Unterzeichnung — im Namen der Union — des Abkommens 
zwischen der Europäischen Union und der Republik Mauritius zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und der Republik Mauritius über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 297 vom 15.11.2017, S. 9). 

(6) Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf es anzuwenden (ABl. L 131 vom 1.6.2000, S. 43). 

(7) Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen- 
Besitzstands auf Irland (ABl. L 64 vom 7.3.2002, S. 20). 



HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Republik Mauritius zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Mauritius über die Befreiung von der Visumpflicht für 
Kurzaufenthalte wird im Namen der Union genehmigt. 

Der Wortlaut des Änderungsabkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 2 des Änderungsabkommens vorgesehene Notifikation im Namen der 
Union vor. (8) 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. KÖSTINGER  
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(8) Der Tag des Inkrafttretens des Änderungsabkommens wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht. 



ANHANG 

Erklärung der Union zum Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2017/2226 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) und zu den Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand 

vollständig anwenden 

Die Verordnung (EU) 2017/2226 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2017 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) zur Erfassung der Ein- und Ausreisedaten sowie der Einreiseverweigerungsdaten von Dritt­
staatsangehörigen an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten und zur Festlegung der Bedingungen für den Zugang zum 
EES zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken und zur Änderung des Übereinkommens zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen sowie der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EU) Nr. 1077/2011 ist am 
29. Dezember 2017 in Kraft getreten. 

Infolgedessen gelten ab dem Zeitpunkt des Beginns der Geltung der Verordnung (EU) 2017/2226 (1) für die Zwecke des 
Übereinkommens als Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, diejenigen Mitgliedstaaten, die 
an den Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen. Der Zeitraum von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von 
180 Tagen wird unter Berücksichtigung der Dauer des Aufenthalts in allen Mitgliedstaaten berechnet, die an den 
Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen.  
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(1) Der Zeitpunkt des Geltungsbeginns wird gemäß Artikel 73 der Verordnung (EU) 2017/2226 von der Kommission bestimmt. 



ABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Union und der Republik Mauritius zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Mauritius über die Befreiung von der 

Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

DIE EUROPÄISCHE UNION 

einerseits und 

DIE REPUBLIK MAURITIUS (im Folgenden „Mauritius“) 

andererseits, 

im Folgenden gemeinsam „Vertragsparteien“ — 

GESTÜTZT auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Mauritius über die Befreiung 
von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (1) (im Folgenden „Abkommen“), das am 1. März 2010 in Kraft trat, 

IN BEKRÄFTIGUNG der Bedeutung, die der Erleichterung persönlicher Kontakte zukommt, 

IN KENNTNIS des Umstands, dass das Abkommen zur Zufriedenheit der Bürger der Vertragsparteien funktioniert, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG, dass die in dem Abkommen enthaltene Definition des Kurzaufenthalts (drei Monate 
innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums nach dem Zeitpunkt der ersten Einreise) nicht präzise genug ist und 
insbesondere die Formulierung „Zeitpunkt der ersten Einreise“ Unsicherheiten und Fragen auslösen kann, 

IN ANBETRACHT DESSEN, dass mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) 
horizontale Änderungen am Besitzstand der Europäischen Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen wurden 
und ein Kurzaufenthalt als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens „90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen“ definiert 
wurde, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DESSEN, dass das von der Europäischen Union einzurichtende Einreise-/Ausreisesystem eine 
einheitliche und eindeutige Definition des Kurzaufenthalts erfordert, die für alle Drittstaatsangehörigen gilt, 

IN DEM WUNSCH, eine zügige Abfertigung der Reisenden an den Grenzübergangsstellen der Vertragsparteien 
sicherzustellen, 

IN BEKRÄFTIGUNG, dass das Abkommen für die Bürger aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs und Irlands gilt, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und des Protokolls über den in den Rahmen der Europäischen Union 
einbezogenen Schengen-Besitzstand, die dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügt sind, und in Bestätigung, dass die Bestimmungen dieses Änderungsabkommens nicht 
für das Vereinigte Königreich und Irland gelten — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen wird wie folgt geändert:  

1. Im Titel und in Artikel 6 Absatz 1und Artikel 8 Absatz 7 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ 
und in Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 4 Absatz 3 das Wort „Gemeinschaftsrecht“ durch das Wort „Unionsrecht“ in 
der jeweiligen grammatischen Form ersetzt.  

2. In Artikel 1 werden die Wörter „innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für höchstens drei Monate“ durch die 
Wörter „für höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen“ ersetzt. 
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(1) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 17. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 



3. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bürger der Europäischen Union dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet von Mauritius aufhalten.“ 

b)  Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bürger von Mauritius dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, aufhalten. Dieser Zeitraum 
wird unabhängig von einem etwaigen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat berechnet, der den Schengen-Besitzstand 
noch nicht vollständig anwendet. 

Unabhängig von der für das Hoheitsgebiet der den Schengen-Besitzstand vollständig anwendenden Mitgliedstaaten 
berechneten Aufenthaltsdauer dürfen sich die Bürger von Mauritius im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, der den 
Schengen-Besitzstand noch nicht vollständig anwendet, jeweils höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 
180 Tagen aufhalten.“ 

c)  In Absatz 3 werden vor den Wörtern „zu verlängern“ die Wörter „über 90 Tage hinaus“ eingefügt.  

4. In Artikel 8 Absatz 4 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 

„Eine Vertragspartei, die die Anwendung dieses Abkommens ausgesetzt hat, unterrichtet unverzüglich die andere 
Vertragspartei, sobald die für die Aussetzung ausschlaggebenden Gründe nicht mehr bestehen, und hebt die 
Aussetzung auf.“ 

Artikel 2 

Dieses Änderungsabkommen wird von den Vertragsparteien nach ihren jeweiligen Verfahren ratifiziert oder genehmigt 
und tritt am ersten Tag des sechsten Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die letzte Vertragspartei der anderen 
den Abschluss der hierfür erforderlichen Verfahren mitgeteilt hat. 

Geschehen in zwei Urschriften in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, 
griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, 
rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Съставено в Брюксел на двадесет и пети април две хиляди и осемнадесета година. 

Hecho en Bruselas, el veinticinco de abril de dos mil dieciocho. 

V Bruselu dne dvacátého pátého dubna dva tisíce osmnáct. 

Udfærdiget i Bruxelles den femogtyvende april to tusind og atten. 

Geschehen zu Brüssel am fünfundzwanzigsten April zweitausendachtzehn. 

Kahe tuhande kaheksateistkümnenda aasta aprillikuu kahekümne viiendal päeval Brüsselis. 

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι πέντε Απριλίου δύο χιλιάδες δεκαοκτώ. 

Done at Brussels on the twenty-fifth day of April in the year two thousand and eighteen. 

Fait à Bruxelles, le vingt-cinq avril deux mille dix-huit. 

Sastavljeno u Bruxellesu dvadeset petog travnja godine dvije tisuće osamnaeste. 

Fatto a Bruxelles, addì venticinque aprile duemiladiciotto. 

Briselē, divi tūkstoši astoņpadsmitā gada divdesmit piektajā aprīlī. 

Priimta du tūkstančiai aštuonioliktų metų balandžio dvidešimt penktą dieną Briuselyje. 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-tizennyolcadik év április havának huszonötödik napján. 

Magħmul fi Brussell, fil-ħamsa u għoxrin jum ta’ April fis-sena elfejn u tmintax. 

Gedaan te Brussel, vijfentwintig april tweeduizend achttien. 

Sporządzono w Brukseli dnia dwudziestego piątego kwietnia roku dwa tysiące osiemnastego. 

Feito em Bruxelas, em vinte e cinco de abril de dois mil e dezoito. 

Întocmit la Bruxelles la douăzeci și cinci aprilie două mii optsprezece. 

V Bruseli dvadsiateho piateho apríla dvetisícosemnásť. 

V Bruslju, dne petindvajsetega aprila leta dva tisoč osemnajst. 

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäviidentenä päivänä huhtikuuta vuonna kaksituhattakahdeksantoista. 

Som skedde i Bryssel den tjugofemte april år tjugohundraarton. 
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За Европейския съюз 
Рог la Unión Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europäische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Ένωση 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Za Europsku uniju 
Per l'Unione europea 
Eiropas Savienības vārdā – 
Europos Sąjungos vardu 
Az Európai Unió részéről 
Għall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela União Europeia 
Pentru Uniunea Europeană 
Za Európsku úniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
För Europeiska unionen  

За Република Мавриций 
Por la República de Mauricio 
Za Mauricijskou republiku 
For Republikken Mauritius 
Für die Republik Mauritius 
Mauritiuse Vabariigi nimel 
Για τη Δημοκρατία του Μαυρίκιου 
For the Republic of Mauritius 
Pour la République de Maurice 
Za Republiku Mauricijus 
Per la Repubblica di Maurizio 
Maurīcijas Republikas vārdā — 
Mauricijaus Respublikos vardu 
A Mauritiusi Köztársaság részéről 
Għar-Repubblika ta' Mauritius 
Voor de Republiek Mauritius 
W imieniu Republiki Mauritiusu 
Pela República da Maurícia 
Pentru Republica Mauritius 
Za Maurícijskú republiku 
Za Republiko Mauritius 
Mauritiuksen tasavallan puolesta 
För Republiken Mauritius  
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU ISLAND, NORWEGEN, DER SCHWEIZ UND LIECHTENSTEIN 

Es ist wünschenswert, dass Island, Norwegen, die Schweiz und Liechtenstein einerseits und Mauritius andererseits 
unverzüglich die bestehenden bilateralen Abkommen über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte im 
Einklang mit den Bestimmungen dieses Änderungsabkommens ändern.   

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZUR ABGRENZUNG DES ZEITRAUMS VON 90 TAGEN IN EINEM ZEITRAUM VON 
180 TAGEN 

Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass der Zeitraum von höchstens 90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen 
gemäß Artikel 4 des Abkommens entweder einen ununterbrochenen Aufenthalt oder mehrere aufeinanderfolgende 
Aufenthalte bezeichnet, deren Gesamtdauer in einem Zeitraum von 180 Tagen 90 Tage nicht übersteigt. 

Zugrunde gelegt wird ein gleitender Zeitraum von 180 Tagen, wobei rückblickend geprüft wird, ob die Vorgabe von 
90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen weiterhin an jedem einzelnen Aufenthaltstag im letzten Zeitraum von 
180 Tagen erfüllt ist. Unter anderem bedeutet dies, dass die Abwesenheit während eines ununterbrochenen Zeitraums 
von 90 Tagen zu einem neuen Aufenthalt bis zu 90 Tagen berechtigt.  
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BESCHLUSS (EU) 2019/79 DES RATES 

vom 20. Dezember 2018 

über den Abschluss — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union und der Republik Seychellen zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Republik Seychellen über die Befreiung von der Visumpflicht für 

Kurzaufenthalte 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, (1) 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Seychellen über die Befreiung von 
der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (2) (im Folgenden „Abkommen“) wurde vom Rat mit dem Beschluss 
2009/900/EG (3) abgeschlossen. Das Abkommen sieht für die Bürger der Union und die Bürger der Republik 
Seychellen die Befreiung von der Visumpflicht vor, wenn sie innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für 
höchstens drei Monate in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei reisen. 

(2)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) wurden horizontale 
Änderungen am Besitzstand der Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen und ein Kurzaufenthalt 
wurde als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen definiert. 

(3)  Damit eine vollständige Harmonisierung der Kurzaufenthaltsregelung der Union erreicht wird, muss diese neue 
Definition in das Abkommen übernommen werden. 

(4)  Die Kommission hat im Namen der Union mit der Republik Seychellen ein Abkommen zur Änderung des 
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Seychellen über die Befreiung von der 
Visumpflicht für Kurzaufenthalte (im Folgenden „Änderungsabkommen“) ausgehandelt. 

(5)  Gemäß dem Beschluss (EU) 2017/2088 des Rates (5) wurde das Änderungsabkommen unterzeichnet. 

(6)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss 2000/365/EG des Rates (6) nicht beteiligt; das 
Vereinigte Königreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder 
durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung verpflichtet. 

(7)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates (7) nicht beteiligt; Irland beteiligt sich daher nicht 
an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner 
Anwendung verpflichtet. 

(8)  Das Änderungsabkommen sollte genehmigt werden — 
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(1) Zustimmung erteilt am 23. Oktober 2018. 
(2) ABl. L 169 von 30.6.2009, S. 31. 
(3) Beschluss 2009/900/EG des Rates vom 30. November 2009 über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und der Republik Seychellen über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 321 vom 8.12.2009, 
S. 42). 

(4) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 

(5) Beschluss (EU) 2017/2088 des Rates vom 6. November 2017 über den Abschluss — im Namen der Union — des Abkommens zwischen 
der Europäischen Union und der Republik Seychellen zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der 
Republik Seychellen über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 297 vom 15.11.2017, S. 11). 

(6) Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf es anzuwenden (ABl. L 131 vom 1.6.2000, S. 43). 

(7) Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen- 
Besitzstands auf Irland (ABl. L 64 vom 7.3.2002, S. 20). 



HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Republik Seychellen zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Seychellen über die Befreiung von der Visumpflicht für 
Kurzaufenthalte wird im Namen der Union genehmigt. 

Der Wortlaut des Änderungsabkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 2 des Änderungsabkommens vorgesehene Notifikation im Namen der 
Union vor (8). 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. KÖSTINGER  
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(8) Der Tag des Inkrafttretens des Änderungsabkommens wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht. 



ANHANG 

Erklärung der Union zum Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2017/2226 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) und zu den Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand 

vollständig anwenden 

Die Verordnung (EU) 2017/2226 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2017 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) zur Erfassung der Ein- und Ausreisedaten sowie der Einreiseverweigerungsdaten von Dritt­
staatsangehörigen an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten und zur Festlegung der Bedingungen für den Zugang zum 
EES zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken und zur Änderung des Übereinkommens zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen sowie der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EU) Nr. 1077/2011 ist am 
29. Dezember 2017 in Kraft getreten. 

Infolgedessen gelten ab dem Zeitpunkt des Beginns der Geltung der Verordnung (EU) 2017/2226 (1) für die Zwecke des 
Übereinkommens als Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, diejenigen Mitgliedstaaten, die 
an den Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen. Der Zeitraum von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von 
180 Tagen wird unter Berücksichtigung der Dauer des Aufenthalts in allen Mitgliedstaaten berechnet, die an den 
Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen.  

21.1.2019 L 18/31 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Der Zeitpunkt des Geltungsbeginns wird gemäß Artikel 73 der Verordnung (EU) 2017/2226 von der Kommission bestimmt. 



ABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Union und der Republik Seychellen zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Seychellen über die Befreiung von der 

Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

DIE EUROPÄISCHE UNION 

einerseits und 

DIE REPUBLIK SEYCHELLEN (im Folgenden „Seychellen“) 

andererseits, 

im Folgenden gemeinsam „Vertragsparteien“ — 

GESTÜTZT auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Seychellen über die Befreiung 
von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (1) (im Folgenden „Abkommen“), das am 1. Januar 2010 in Kraft trat, 

IN BEKRÄFTIGUNG der Bedeutung, die der Erleichterung persönlicher Kontakte zukommt, 

IN KENNTNIS des Umstands, dass das Abkommen zur Zufriedenheit der Bürger der Vertragsparteien funktioniert, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG, dass die in dem Abkommen enthaltene Definition des Kurzaufenthalts (drei Monate 
innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums nach dem Zeitpunkt der ersten Einreise) nicht präzise genug ist und 
insbesondere die Formulierung „Zeitpunkt der ersten Einreise“ Unsicherheiten und Fragen auslösen kann, 

IN ANBETRACHT DESSEN, dass mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) 
horizontale Änderungen am Besitzstand der Europäischen Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen wurden 
und ein Kurzaufenthalt als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens „90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen“ definiert 
wurde, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DESSEN, dass das von der Europäischen Union einzurichtende Einreise-/Ausreisesystem eine 
einheitliche und eindeutige Definition des Kurzaufenthalts erfordert, die für alle Drittstaatsangehörigen gilt, 

IN DEM WUNSCH, eine zügige Abfertigung der Reisenden an den Grenzübergangsstellen der Vertragsparteien 
sicherzustellen, 

IN BEKRÄFTIGUNG, dass das Abkommen für die Bürger aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs und Irlands gilt, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und des Protokolls über den in den Rahmen der Europäischen Union 
einbezogenen Schengen-Besitzstand, die dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügt sind, und in Bestätigung, dass die Bestimmungen dieses Änderungsabkommens nicht 
für das Vereinigte Königreich und Irland gelten — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen wird wie folgt geändert:  

1. Im Titel und in Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 8 Absatz 7 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ 
und in Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 4 Absatz 3 das Wort „Gemeinschaftsrecht“ durch das Wort „Unionsrecht“ in 
der jeweiligen grammatischen Form ersetzt.  

2. In Artikel 1 werden die Wörter „innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für höchstens drei Monate“ durch die 
Wörter „für höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen“ ersetzt. 
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(1) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 31. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 



3. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bürger der Europäischen Union dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet der Seychellen aufhalten.“ 

b)  Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bürger der Seychellen dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, aufhalten. Dieser Zeitraum 
wird unabhängig von einem etwaigen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat berechnet, der den Schengen-Besitzstand 
noch nicht vollständig anwendet. 

Unabhängig von der für das Hoheitsgebiet der den Schengen-Besitzstand vollständig anwendenden Mitgliedstaaten 
berechneten Aufenthaltsdauer dürfen sich die Bürger der Seychellen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, der den 
Schengen-Besitzstand noch nicht vollständig anwendet, jeweils höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 
180 Tagen aufhalten.“ 

c)  In Absatz 3 werden vor den Wörtern „zu verlängern“ die Wörter „über 90 Tage hinaus“ eingefügt.  

4. In Artikel 8 Absatz 4 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 

„Eine Vertragspartei, die die Anwendung dieses Abkommens ausgesetzt hat, unterrichtet unverzüglich die andere 
Vertragspartei, sobald die für die Aussetzung ausschlaggebenden Gründe nicht mehr bestehen, und hebt die 
Aussetzung auf.“ 

Artikel 2 

Dieses Änderungsabkommen wird von den Vertragsparteien nach ihren jeweiligen Verfahren ratifiziert oder genehmigt 
und tritt am ersten Tag des sechsten Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die letzte Vertragspartei der anderen 
den Abschluss der hierfür erforderlichen Verfahren mitgeteilt hat. 

Geschehen in zwei Urschriften in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, 
griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, 
rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Съставено в Брюксел на двадесет и пети април две хиляди и осемнадесета година. 

Hecho en Bruselas, el veinticinco de abril de dos mil dieciocho. 

V Bruselu dne dvacátého pátého dubna dva tisíce osmnáct. 

Udfærdiget i Bruxelles den femogtyvende april to tusind og atten. 

Geschehen zu Brüssel am fünfundzwanzigsten April zweitausendachtzehn. 

Kahe tuhande kaheksateistkümnenda aasta aprillikuu kahekümne viiendal päeval Brüsselis. 

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι πέντε Απριλίου δύο χιλιάδες δεκαοκτώ. 

Done at Brussels on the twenty-fifth day of April in the year two thousand and eighteen. 

Fait à Bruxelles, le vingt-cinq avril deux mille dix-huit. 

Sastavljeno u Bruxellesu dvadeset petog travnja godine dvije tisuće osamnaeste. 

Fatto a Bruxelles, addì venticinque aprile duemiladiciotto. 

Briselē, divi tūkstoši astoņpadsmitā gada divdesmit piektajā aprīlī. 

Priimta du tūkstančiai aštuonioliktų metų balandžio dvidešimt penktą dieną Briuselyje. 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-tizennyolcadik év április havának huszonötödik napján. 

Magħmul fi Brussell, fil-ħamsa u għoxrin jum ta' April fis-sena elfejn u tmintax. 

Gedaan te Brussel, vijfentwintig april tweeduizend achttien. 

Sporządzono w Brukseli dnia dwudziestego piątego kwietnia roku dwa tysiące osiemnastego. 

Feito em Bruxelas, em vinte e cinco de abril de dois mil e dezoito. 

Întocmit la Bruxelles la douăzeci și cinci aprilie două mii optsprezece. 

V Bruseli dvadsiateho piateho apríla dvetisícosemnásť. 

V Bruslju, dne petindvajsetega aprila leta dva tisoč osemnajst. 

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäviidentenä päivänä huhtikuuta vuonna kaksituhattakahdeksantoista. 

Som skedde i Bryssel den tjugofemte april år tjugohundraarton. 
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За Европейския съюз 
Рог la Unión Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europäische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Ένωση 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Za Europsku uniju 
Per l'Unione europea 
Eiropas Savienības vārdā – 
Europos Sąjungos vardu 
Az Európai Unió részéről 
Għall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela União Europeia 
Pentru Uniunea Europeană 
Za Európsku úniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
För Europeiska unionen  

За Република Сейшели 
Por la República de Seychelles 
Za Seychelskou republiku 
For Republikken Seychellerne 
Für die Republik Seychellen 
Seišelli Vabariigi nimel 
Για τη Δημοκρατία των Σεϋχελλών 
For the Republic of Seychelles 
Pour la République des Seychelles 
Za Republiku Sejšele 
Per la Repubblica delle Seychelles 
Seišelu Republikas vārdā – 
Seišelių Respublikos vardu 
A Seychelle Köztársaság részéről 
Għar-Repubblika tas-Seychelles 
Voor de Republiek der Seychellen 
W imieniu Republiki Seszeli 
Pela República das Seicheles 
Pentru Republica Seychelles 
Za Seychelskú republiku 
Za Republiko Sejšeli 
Seychellien tasavallan puolesta 
För Republiken Seychellerna  
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU ISLAND, NORWEGEN, DER SCHWEIZ UND LIECHTENSTEIN 

Es ist wünschenswert, dass Island, Norwegen, die Schweiz und Liechtenstein einerseits und die Seychellen andererseits 
unverzüglich die bestehenden bilateralen Abkommen über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte im 
Einklang mit den Bestimmungen dieses Änderungsabkommens ändern.   

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZUR ABGRENZUNG DES ZEITRAUMS VON 90 TAGEN IN EINEM ZEITRAUM VON 
180 TAGEN 

Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass der Zeitraum von höchstens 90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen 
gemäß Artikel 4 des Abkommens entweder einen ununterbrochenen Aufenthalt oder mehrere aufeinanderfolgende 
Aufenthalte bezeichnet, deren Gesamtdauer in einem Zeitraum von 180 Tagen 90 Tage nicht übersteigt. 

Zugrunde gelegt wird ein gleitender Zeitraum von 180 Tagen, wobei rückblickend geprüft wird, ob die Vorgabe von 
90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen weiterhin an jedem einzelnen Aufenthaltstag im letzten Zeitraum von 
180 Tagen erfüllt ist. Unter anderem bedeutet dies, dass die Abwesenheit während eines ununterbrochenen Zeitraums 
von 90 Tagen zu einem neuen Aufenthalt bis zu 90 Tagen berechtigt.  
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BESCHLUSS (EU) 2019/80 DES RATES 

vom 20. Dezember 2018 

über den Abschluss — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union und der Föderation St. Kitts und Nevis zur Änderung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Föderation St. Kitts und Nevis über die Befreiung von der 

Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, (1) 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Föderation St. Kitts und Nevis über die 
Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (2) (im Folgenden „Abkommen“) wurde vom Rat mit dem 
Beschluss 2009/901/EG (3) abgeschlossen. Das Abkommen sieht für die Bürger der Union und die Bürger der 
Föderation St. Kitts und Nevis die Befreiung von der Visumpflicht vor, wenn sie innerhalb eines Sechs-Monats- 
Zeitraums für höchstens drei Monate in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei reisen. 

(2)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) wurden horizontale 
Änderungen am Besitzstand der Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen und ein Kurzaufenthalt 
wurde als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen definiert. 

(3)  Damit eine vollständige Harmonisierung der Kurzaufenthaltsregelung der Union erreicht wird, muss diese neue 
Definition in das Abkommen übernommen werden. 

(4)  Die Kommission hat im Namen der Union mit der Föderation St. Kitts und Nevis ein Abkommen zur Änderung 
des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Föderation St. Kitts und Nevis über die 
Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (im Folgenden „Änderungsabkommen“) ausgehandelt. 

(5)  Gemäß dem Beschluss (EU) 2017/2086 (5) des Rates wurde das Änderungsabkommen unterzeichnet. 

(6)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss 2000/365/EG des Rates (6) nicht beteiligt; das 
Vereinigte Königreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder 
durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung verpflichtet. 

(7)  Der vorliegende Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an 
denen sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates (7) nicht beteiligt; Irland beteiligt sich daher nicht 
an der Annahme des vorliegenden Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner 
Anwendung verpflichtet. 

(8)  Das Änderungsabkommen sollte genehmigt werden — 

21.1.2019 L 18/36 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Zustimmung erteilt am 23. Oktober 2018. 
(2) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 38. 
(3) Beschluss 2009/901/EG des Rates vom 30. November 2009 über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und St. Kitts und Nevis über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 321 vom 8.12.2009, S. 43). 
(4) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 

(5) Beschluss (EU) 2017/2086 des Rates vom 6. November 2017 über die Unterzeichnung — im Namen der Union — des Abkommens 
zwischen der Europäischen Union und der Föderation St. Kitts und Nevis zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Föderation St. Kitts und Nevis über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (ABl. L 297 vom 
15.11.2017, S. 7). 

(6) Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf es anzuwenden (ABl. L 131 vom 1.6.2000, S. 43). 

(7) Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen- 
Besitzstands auf Irland (ABl. L 64 vom 7.3.2002, S. 20). 



HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Föderation St. Kitts und Nevis zur Änderung des 
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Föderation St. Kitts und Nevis über die Befreiung von 
der Visumpflicht für Kurzaufenthalte wird im Namen der Union genehmigt. 

Der Wortlaut des Änderungsabkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 2 des Änderungsabkommens vorgesehene Notifikation im Namen der 
Union vor (8). 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. KÖSTINGER  
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(8) Der Tag des Inkrafttretens des Änderungsabkommens wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht. 



ANHANG 

Erklärung der Union zum Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2017/2226 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) und zu den Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand 

vollständig anwenden 

Die Verordnung (EU) 2017/2226 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2017 über ein 
Einreise-/Ausreisesystem (EES) zur Erfassung der Ein- und Ausreisedaten sowie der Einreiseverweigerungsdaten von Dritt­
staatsangehörigen an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten und zur Festlegung der Bedingungen für den Zugang zum 
EES zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken und zur Änderung des Übereinkommens zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen sowie der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EU) Nr. 1077/2011 ist am 
29. Dezember 2017 in Kraft getreten. 

Infolgedessen gelten ab dem Zeitpunkt des Beginns der Geltung der Verordnung (EU) 2017/2226 (1) für die Zwecke des 
Übereinkommens als Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, diejenigen Mitgliedstaaten, die 
an den Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen. Der Zeitraum von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von 
180 Tagen wird unter Berücksichtigung der Dauer des Aufenthalts in allen Mitgliedstaaten berechnet, die an den 
Außengrenzen das Einreise-/Ausreisesystem einsetzen.  
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(1) Der Zeitpunkt des Geltungsbeginns wird gemäß Artikel 73 der Verordnung (EU) 2017/2226 von der Kommission bestimmt. 



ABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Union und der Föderation St. Kitts und Nevis zur Änderung des 
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Föderation St. Kitts und Nevis 

über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

DIE EUROPÄISCHE UNION 

einerseits und 

DIE FÖDERATION ST. KITTS UND NEVIS (im Folgenden „St. Kitts und Nevis“) 

andererseits, 

im Folgenden gemeinsam „Vertragsparteien“ — 

GESTÜTZT auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Föderation St. Kitts und Nevis über die 
Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte (1) (im Folgenden „Abkommen“), das am 1. August 2015 in Kraft 
trat, 

IN BEKRÄFTIGUNG der Bedeutung, die der Erleichterung persönlicher Kontakte zukommt, 

IN KENNTNIS des Umstands, dass das Abkommen zur Zufriedenheit der Bürger der Vertragsparteien funktioniert, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG, dass die in dem Abkommen enthaltene Definition des Kurzaufenthalts (drei Monate 
innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums nach dem Zeitpunkt der ersten Einreise) nicht präzise genug ist und 
insbesondere die Formulierung „Zeitpunkt der ersten Einreise“ Unsicherheiten und Fragen auslösen kann, 

IN ANBETRACHT DESSEN, dass mit der Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) 
horizontale Änderungen am Besitzstand der Europäischen Union im Bereich Visa und Grenzen vorgenommen wurden 
und ein Kurzaufenthalt als Aufenthalt mit einer Dauer von höchstens „90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen“ definiert 
wurde, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DESSEN, dass das von der Europäischen Union einzurichtende Einreise-/Ausreisesystem eine 
einheitliche und eindeutige Definition des Kurzaufenthalts erfordert, die für alle Drittstaatsangehörigen gilt, 

IN DEM WUNSCH, eine zügige Abfertigung der Reisenden an den Grenzübergangsstellen der Vertragsparteien 
sicherzustellen, 

IN BEKRÄFTIGUNG, dass das Abkommen für die Bürger aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs und Irlands gilt, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und des Protokolls über den in den Rahmen der Europäischen Union 
einbezogenen Schengen-Besitzstand, die dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügt sind, und in Bestätigung, dass die Bestimmungen dieses Änderungsabkommens nicht 
für das Vereinigte Königreich und Irland gelten — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen wird wie folgt geändert:  

1. Im Titel und in Artikel 6 Absatz 1und Artikel 8 Absatz 7 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ 
und in Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 4 Absatz 3 das Wort „Gemeinschaftsrecht“ durch das Wort „Unionsrecht“ in 
der jeweiligen grammatischen Form ersetzt.  

2. In Artikel 1 werden die Wörter „innerhalb eines Sechs-Monats-Zeitraums für höchstens drei Monate“ durch die 
Wörter „für höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen“ ersetzt. 
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(1) ABl. L 169 vom 30.6.2009, S. 38. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen 
(EG) Nr. 1683/95 und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 1). 



3. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bürger der Europäischen Union dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet von St. Kitts und Nevis aufhalten.“ 

b)  Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bürger von St. Kitts und Nevis dürfen sich höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 180 Tagen im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, aufhalten. Dieser Zeitraum 
wird unabhängig von einem etwaigen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat berechnet, der den Schengen-Besitzstand 
noch nicht vollständig anwendet. 

Unabhängig von der für das Hoheitsgebiet der den Schengen-Besitzstand vollständig anwendenden Mitgliedstaaten 
berechneten Aufenthaltsdauer dürfen sich die Bürger von St. Kitts und Nevis im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, 
der den Schengen-Besitzstand noch nicht vollständig anwendet, jeweils höchstens 90 Tage in einem Zeitraum von 
180 Tagen aufhalten.“ 

c)  In Absatz 3 werden vor den Wörtern „zu verlängern“ die Wörter „über 90 Tage hinaus“ eingefügt.  

4. In Artikel 8 Absatz 4 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 

„Eine Vertragspartei, die die Anwendung dieses Abkommens ausgesetzt hat, unterrichtet unverzüglich die andere 
Vertragspartei, sobald die für die Aussetzung ausschlaggebenden Gründe nicht mehr bestehen, und hebt die 
Aussetzung auf.“ 

Artikel 2 

Dieses Änderungsabkommen wird von den Vertragsparteien nach ihren jeweiligen Verfahren ratifiziert oder genehmigt 
und tritt am ersten Tag des sechsten Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die letzte Vertragspartei der anderen 
den Abschluss der hierfür erforderlichen Verfahren mitgeteilt hat. 

Geschehen in zwei Urschriften in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, 
griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, 
rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Съставено в Брюксел на двадесет и пети април две хиляди и осемнадесета година. 

Hecho en Bruselas, el veinticinco de abril de dos mil dieciocho. 

V Bruselu dne dvacátého pátého dubna dva tisíce osmnáct. 

Udfærdiget i Bruxelles den femogtyvende april to tusind og atten. 

Geschehen zu Brüssel am fünfundzwanzigsten April zweitausendachtzehn. 

Kahe tuhande kaheksateistkümnenda aasta aprillikuu kahekümne viiendal päeval Brüsselis. 

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι πέντε Απριλίου δύο χιλιάδες δεκαοκτώ. 

Done at Brussels on the twenty fifth day of April in the year two thousand and eighteen. 

Fait à Bruxelles, le vingt-cinq avril deux mille dix-huit. 

Sastavljeno u Bruxellesu dvadeset petog travnja godine dvije tisuće osamnaeste. 

Fatto a Bruxelles, addì venticinque aprile duemiladiciotto. 

Briselē, divi tūkstoši astoņpadsmitā gada divdesmit piektajā aprīlī. 

Priimta du tūkstančiai aštuonioliktų metų balandžio dvidešimt penktą dieną Briuselyje. 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-tizennyolcadik év április havának huszonötödik napján. 

Magħmul fi Brussell, fil-ħamsa u għoxrin jum ta’ April fis-sena elfejn u tmintax. 

Gedaan te Brussel, vijfentwintig april tweeduizend achttien. 

Sporządzono w Brukseli dnia dwudziestego piątego kwietnia roku dwa tysiące osiemnastego. 

Feito em Bruxelas, em vinte e cinco de abril de dois mil e dezoito. 

Întocmit la Bruxelles la douăzeci și cinci aprilie două mii optsprezece. 

V Bruseli dvadsiateho piateho apríla dvetisícosemnásť. 

V Bruslju, dne petindvajsetega aprila leta dva tisoč osemnajst. 

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäviidentenä päivänä huhtikuuta vuonna kaksituhattakahdeksantoista. 

Som skedde i Bryssel den tjugofemte april år tjugohundraarton. 
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За Европейския съюз 
Рог la Unión Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europäische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Ένωση 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Za Europsku uniju 
Per l'Unione europea 
Eiropas Savienības vārdā – 
Europos Sąjungos vardu 
Az Európai Unió részéről 
Għall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela União Europeia 
Pentru Uniunea Europeană 
Za Európsku úniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
För Europeiska unionen  

За Федерация Сейнт Китс и Невис 
Por la Federación de San Cristóbal y Nieves 
Za Federaci Svatý Kryštof a Nevis 
For Føderationen Saint Kitts og Nevis 
Für die Föderation St. Kitts und Nevis 
Saint Kittsi ja Nevise Föderatsiooni nimel 
Για την Ομοσπονδία Αγίου Χριστόφορου και Νέβις 
For the Federation of Saint Kitts and Nevis 
Pour la Fédération de Saint-Christophe-et-Nevis 
Za Federaciju Svetog Kristofora i Nevisa 
Per la Federazione di Saint Christopher (Saint Kitts) e Nevis 
Sentkitsas un Nevisas Federācijas vārdā — 
Sent Kitso ir Nevio Federacijos vardu 
Saint Kitts és Nevis Államszövetség részéről 
Għall-Federazzjoni ta’ Saint Kitts u Nevis 
Voor de Federatie van Saint Kitts en Nevis 
W imieniu Federacji Saint Kitts i Nevis 
Pela Federação de São Cristóvão e Neves 
Pentru Federația Saint Kitts și Nevis 
Za Federáciu Svätého Krištofa a Nevisu 
Za Federacijo Saint Kitts in Nevis 
Saint Kitts ja Nevisin federaation puolesta 
För Federationen Saint Kitts och Nevis  
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU ISLAND, NORWEGEN, DER SCHWEIZ UND LIECHTENSTEIN 

Es ist wünschenswert, dass Island, Norwegen, die Schweiz und Liechtenstein einerseits und St. Kitts und Nevis 
andererseits unverzüglich die bestehenden bilateralen Abkommen über die Befreiung von der Visumpflicht für 
Kurzaufenthalte im Einklang mit den Bestimmungen dieses Änderungsabkommens ändern.   

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZUR ABGRENZUNG DES ZEITRAUMS VON 90 TAGEN IN EINEM ZEITRAUM VON 
180 TAGEN 

Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass der Zeitraum von höchstens 90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen 
gemäß Artikel 4 des Abkommens entweder einen ununterbrochenen Aufenthalt oder mehrere aufeinanderfolgende 
Aufenthalte bezeichnet, deren Gesamtdauer in einem Zeitraum von 180 Tagen 90 Tage nicht übersteigt. 

Zugrunde gelegt wird ein gleitender Zeitraum von 180 Tagen, wobei rückblickend geprüft wird, ob die Vorgabe von 
90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen weiterhin an jedem einzelnen Aufenthaltstag im letzten Zeitraum von 
180 Tagen erfüllt ist. Unter anderem bedeutet dies, dass die Abwesenheit während eines ununterbrochenen Zeitraums 
von 90 Tagen zu einem neuen Aufenthalt bis zu 90 Tagen berechtigt.  
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/81 DER KOMMISSION 

vom 17. Januar 2019 

zur Änderung des Anhangs I des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/2008 mit tierseu­
chenrechtlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Lumpy-Skin-Krankheit in bestimmten 

Mitgliedstaaten 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2019) 102) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrollen 
im Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen innerhalb der Union im Hinblick auf den Binnenmarkt (2), 
insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 mit allgemeinen Gemeinschaftsmaßnahmen 
zur Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie besonderen Maßnahmen bezüglich der vesikulären Schweine­
krankheit (3), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 2 und Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a, Absatz 3 Buchstabe a sowie 
Absätze 4 und 6, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs (4), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Richtlinie 92/119/EWG enthält allgemeine Bekämpfungsmaßnahmen für den Fall eines Ausbruchs 
bestimmter Tierseuchen einschließlich der Lumpy-Skin-Krankheit (lumpy skin disease – LSD). Zu diesen 
Bekämpfungsmaßnahmen gehört unter anderem die Einrichtung von Schutz- und Überwachungszonen im 
Umkreis des infizierten Betriebs; zusätzlich zu anderen Bekämpfungsmaßnahmen ist im Fall eines LSD-Ausbruchs 
auch eine Notimpfung vorgesehen. 

(2)  Mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2008 der Kommission (5) werden tierseuchenrechtliche Maßnahmen 
zur Bekämpfung der LSD in den in Anhang I genannten Mitgliedstaaten oder Teilen hiervon festgelegt, 
einschließlich der Mindestanforderungen an die der Kommission von Mitgliedstaaten zur Genehmigung 
vorgelegten Impfprogramme gegen die LSD. Als „Befallszone“ ist im Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2008 der 
Teil des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats definiert, der in Anhang I Teil II des genannten Beschlusses aufgeführt 
ist und der das Gebiet umfasst, in dem die LSD bestätigt wurde und Schutz- und Überwachungszonen gemäß der 
Richtlinie 92/119/EWG errichtet worden sind, und in dem nach von der Kommission genehmigten 
Impfprogrammen Impfungen durchgeführt werden dürfen. Außerdem ist darin als „seuchenfreie Zone mit 
Impfschutz“ der Teil des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats definiert, der in Teil I des genannten Anhangs 
aufgeführt ist und der die Gebiete außerhalb der befallenen Zonen umfasst, in denen nach genehmigten 
Impfprogrammen Impfungen gegen die LSD durchgeführt werden. 

(3)  Im August 2015 wurde die LSD erstmals in Griechenland bestätigt. Im Jahr 2016 gab es LSD-Fälle in Bulgarien 
und weitere Fälle in Griechenland sowie in mehreren benachbarten Drittländern. Im Jahr 2017 trat die LSD in 
geringerem Maße in Südosteuropa auf, wobei es ein großflächiges Wiederaufleben der Seuche in Albanien gab 
sowie einige weitere vereinzelte Ausbrüche in Griechenland und in der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien. 
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(4)  Im Jahr 2018 hat sich die Seuchenlage bezüglich der LSD verbessert; in keinem Mitgliedstaat oder benachbarten 
Drittland in Südosteuropa, ausgenommen die Türkei, wurden Fälle von LSD gemeldet. 

(5)  Als Reaktion auf die LSD-Ausbrüche führten die betroffenen Mitgliedstaaten (Griechenland und Bulgarien) sowie 
die betroffenen benachbarten Drittländer beim gesamten Bestand an lebenden Rindern und an in Gefangenschaft 
lebenden Wildwiederkäuern Massenimpfungen durch. Auch Kroatien, wo die LSD bislang nicht aufgetreten ist, 
führte 2016 und 2017 in Anbetracht der Seuchenlage in benachbarten Mitgliedstaaten und Drittländern 
vorsorglich ein Massenimpfprogramm gegen die LSD durch. Die Programme zur Impfung gegen die LSD in 
Griechenland, Bulgarien und Kroatien wurden von der Kommission mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 
2016/2009 der Kommission (6) genehmigt. 

(6) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) legte seit dem ersten Auftreten der LSD in Kontinen­
taleuropa eine dringende Empfehlung zur LSD, angenommen am 29. Juli 2016 (7), sowie die drei Berichte 
„Lumpy skin disease: I. Data collection and analysis“, gebilligt am 27. März 2017 (8), „Lumpy skin disease II. Data 
collection and analysis“, gebilligt am 29. Januar 2018 (9), und „Lumpy skin disease: scientific and technical 
assistance on control and surveillance activities“, gebilligt am 28. September 2018 (10), vor. Alle diese 
wissenschaftlichen Bewertungen deuten darauf hin, dass vorschriftsgemäß durchgeführte Massenimpfungen gegen 
die LSD die Seuche unter Kontrolle bringen, indem neue Ausbrüche verhindert werden. 

(7)  Die Massenimpfungen gegen die LSD sind 2018 in allen Mitgliedstaaten und benachbarten Drittländern in 
Südosteuropa, die von der LSD betroffen waren, fortgesetzt worden. 

(8)  Angesichts der günstigen Seuchenlage im Land selbst und in den benachbarten Drittländern hat Kroatien die 
LSD-Impfung Anfang 2018 eingestellt. Stattdessen hat Kroatien begonnen, ein von der Kommission genehmigtes 
LSD-Überwachungsprogramm durchzuführen. Das genannte Programm umfasst die klinische, virologische und 
serologische Überwachung mit einem Schwerpunkt auf Hochrisikogebieten, die sich in der Nähe von 
Mitgliedstaaten und benachbarten Drittländern befinden, in denen in den letzten Jahren LSD-Ausbrüche gemeldet 
wurden. 

(9)  Gemäß Artikel 11.9.4 des Gesundheitskodex für Landtiere der Weltorganisation für Tiergesundheit (OIE) kann, 
wenn in einem LSD-freien Land oder Gebiet als Reaktion auf eine Bedrohung – aber ohne Auftreten eines LSD- 
Falls – eine Schutzimpfung durchgeführt worden ist, der Status der Seuchenfreiheit acht Monate nach der letzten 
Impfung wiedererlangt werden, sofern eine klinische, virologische und serologische Überwachung gemäß 
Artikel 11.9.15 des genannten Kodex stattgefunden hat. 

(10)  Gemäß einem Bericht, den Kroatien der Kommission am 13. Oktober 2018 vorgelegt hat, ergeben sich aus der 
klinischen, virologischen und serologischen Überwachung keine Hinweise auf das Auftreten der LSD im 
Hoheitsgebiet des Landes. Damit erfüllt Kroatien alle Anforderungen der OIE an den Seuchenfreiheitsstatus 
bezüglich der LSD insoweit, als keine LSD-Fälle aufgetreten und seit der letzten LSD-Impfung mehr als acht 
Monate vergangen sind. Die Beschränkungen im Zusammenhang mit der LSD-Impfung in dem genannten 
Mitgliedstaat sollten daher aufgehoben werden. 

(11)  Folglich sollte der Eintrag zu Kroatien aus der Liste der Mitgliedstaaten mit „seuchenfreien Zonen mit Impfschutz“ 
in Anhang I des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/2008 gestrichen werden. 

(12)  Anhang I des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(13)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/2008 erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses. 
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Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 17. Januar 2019 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  

21.1.2019 L 18/45 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG 

„ANHANG I 

TEIL I 

‚Seuchenfreie Zonen mit Impfschutz‘  

1. Bulgarien 

A.  Die folgenden Oblaste in Bulgarien: 

—  Oblast Burgas 

—  Oblast Warna 

—  Oblast Dobritsch 

—  Oblast Rasgrad 

—  Oblast Silistra 

—  Oblast Russe 

—  Oblast Plewen 

B.  Die folgenden Gemeinden in Bulgarien: 

—  Die Gemeinden Opaka, Popowo und Antonowo in der Oblast Targowischte 

—  Die Gemeinden Schumen, Kaspitschan, Novi Pazar, Nikola Kozlewo, Kaolinowo, Venets und Hitrino in der 
Oblast Schumen 

—  Die Gemeinden Swischtow, Polski Trambesch und Straschiza in der Oblast Weliko Tarnowo  

2. Griechenland 

Die folgenden Regionen in Griechenland: 

—  Region der Ionischen Inseln, ausgenommen der Regionalbezirk Kerkyra 

—  Region der Nördlichen Ägäis, ausgenommen der Regionalbezirk Limnos 

—  Region der Südlichen Ägäis 

—  Region Kreta 

TEIL II 

‚Befallszonen‘  

1. Griechenland 

A.  Die folgenden Regionen in Griechenland: 

—  Region Attika 

—  Region Zentralgriechenland 

—  Region Zentralmakedonien 

—  Region Ostmakedonien und Thrakien 

—  Region Epirus 

—  Region Peloponnes 

—  Region Thessalien 

—  Region Westgriechenland 

—  Region Westmakedonien 
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B.  Die folgenden Regionalbezirke in Griechenland: 

—  Regionalbezirk Limnos 

—  Regionalbezirk Kerkyra  

2. Bulgarien 

Das gesamte Hoheitsgebiet Bulgariens ohne die in Teil I aufgeführten Gebiete“  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/82 DER KOMMISSION 

vom 17. Januar 2019 

zur Änderung des Anhangs des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/2009 zur Genehmigung der 
von den Mitgliedstaaten vorgelegten Programme zur Impfung gegen die Lumpy-Skin-Krankheit 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2019) 105) 

(Nur der bulgarische, der griechische und der kroatische Text sind verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrollen 
im Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen innerhalb der Union im Hinblick auf den Binnenmarkt (2), 
insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 mit allgemeinen Gemeinschaftsmaßnahmen 
zur Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie besonderen Maßnahmen bezüglich der vesikulären Schweine­
krankheit (3), insbesondere auf Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a, Absatz 3 Buchstabe a und Absatz 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Richtlinie 92/119/EWG enthält allgemeine Bekämpfungsmaßnahmen für den Fall eines Ausbruchs 
bestimmter Tierseuchen, darunter der Lumpy-Skin-Krankheit (lumpy skin disease — LSD). Zu diesen 
Bekämpfungsmaßnahmen gehört unter anderem die Einrichtung von Schutz- und Überwachungszonen im 
Umkreis des infizierten Betriebs; zusätzlich zu anderen Bekämpfungsmaßnahmen ist im Fall eines LSD-Ausbruchs 
auch eine Notimpfung vorgesehen. 

(2)  Im August 2015 wurde die LSD erstmals in Griechenland bestätigt. Im Jahr 2016 gab es LSD-Fälle in Bulgarien 
und weitere Fälle in Griechenland sowie in mehreren benachbarten Drittländern. Im Jahr 2017 trat die LSD in 
geringerem Maße in Südosteuropa auf, wobei es ein großflächiges Wiederaufleben der Seuche in Albanien gab 
sowie einige weitere vereinzelte Ausbrüche in Griechenland und in der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien. 

(3)  Als Reaktion auf die LSD-Ausbrüche führten die betroffenen Mitgliedstaaten (Griechenland und Bulgarien) sowie 
die betroffenen benachbarten Drittländer beim gesamten Bestand an lebenden Rindern und an in Gefangenschaft 
lebenden Wildwiederkäuern Massenimpfungen durch. Auch Kroatien, wo die LSD bislang nicht aufgetreten ist, 
führte 2016 und 2017 in Anbetracht der Seuchenlage in benachbarten Mitgliedstaaten und Drittländern 
vorsorglich ein Massenimpfprogramm gegen die LSD durch. Die Programme zur Impfung gegen die LSD in 
Griechenland, Bulgarien und Kroatien wurden von der Kommission mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 
2016/2009 der Kommission (4) genehmigt; diese drei Mitgliedstaaten sind im Anhang des genannten Beschlusses 
ordnungsgemäß als Länder mit genehmigten LSD-Impfprogrammen aufgeführt. 

(4)  Im Jahr 2018 hat sich die Seuchenlage bezüglich der LSD weiter verbessert; in keinem Mitgliedstaat oder 
benachbarten Drittland in Südosteuropa, ausgenommen die Türkei, wurden Fälle von LSD gemeldet. Im selben 
Jahr sind die Massenimpfungen gegen die LSD in allen Mitgliedstaaten und benachbarten Drittländern in 
Südosteuropa, die von der LSD betroffen waren, fortgesetzt worden. 

(5)  Angesichts der günstigen Seuchenlage im Land selbst und in benachbarten Ländern hat Kroatien die LSD-Impfung 
Anfang 2018 eingestellt. Stattdessen hat Kroatien begonnen, ein von der Kommission genehmigtes LSD- 
Überwachungsprogramm durchzuführen. Das genannte Überwachungsprogramm umfasst die klinische, 
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virologische und serologische Überwachung mit einem Schwerpunkt auf Hochrisikogebieten, die sich in der Nähe 
von Mitgliedstaaten und benachbarten Drittländern befinden, in denen in den letzten Jahren LSD-Ausbrüche 
gemeldet wurden. Gemäß einem Bericht, den Kroatien der Kommission am 13. Oktober 2018 vorgelegt hat, 
ergeben sich aus der klinischen, virologischen und serologischen Überwachung keine Hinweise auf das Auftreten 
der LSD im Hoheitsgebiet des Landes. 

(6)  Kroatien sollte folglich nicht mehr in der Liste der Mitgliedstaaten mit einem genehmigten LSD-Impfprogramm 
erscheinen, da in dem genannten Mitgliedstaat keine Impfungen gegen LSD mehr durchgeführt werden. 

(7)  Der Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/2009 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(8)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/2009 erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden 
Beschlusses. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Republik Bulgarien, die Hellenische Republik und die Republik Kroatien gerichtet. 

Brüssel, den 17. Januar 2019 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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ANHANG 

„ANHANG 

—  das von Griechenland vorgelegte Impfprogramm, 

—  das von Bulgarien vorgelegte Impfprogramm.“  
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RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE EINGESETZT 

WURDEN 

BESCHLUSS Nr. 1/2018 DES STABILITÄTS- UND ASSOZIATIONSRATES 

vom 4. Dezember 2018 

über den Übergang zur zweiten Phase der Assoziation zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien andererseits nach Artikel 5 Absatz 3 des Stabilisierungs- und Assoziierungs­

abkommens [2019/83] 

DER STABILITÄTS- UND ASSOZIATIONSRAT — 

gestützt auf das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien andererseits (1) (im Folgenden 
„Abkommen“), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Artikel 5 Absatz 1 des Abkommens sieht einen Übergangszeitraum von höchstens zehn Jahren vor, der in zwei 
aufeinander folgende Phasen unterteilt ist. 

(2)  Die erste Phase begann am 1. April 2004, dem Tag des Inkrafttretens des Abkommens. 

(3)  Artikel 5 Absatz 3 des Abkommens sieht ferner vor, dass der Stabilitäts- und Assoziationsrat die erzielten 
Fortschritte zu evaluieren und über den Übergang zur zweiten Phase und ihre Dauer sowie über eine etwaige 
Änderung des Inhalts der Bestimmungen über die zweite Phase zu beschließen hat. 

(4)  Die Parteien sind entschlossen, die mit dem Übergang zur zweiten Phase der Assoziation verbundenen 
Verpflichtungen zu erfüllen. 

(5)  Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien hat die erforderlichen Maßnahmen ergriffen, um die Erfüllung 
aller mit dem Übergang zur zweiten Phase verbundenen Verpflichtungen zu gewährleisten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen 
jugoslawischen Republik Mazedonien andererseits tritt gemäß Artikel 5 Absatz 3 des Abkommens in die zweite Phase 
ein. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 4. Dezember 2018. 

Für den Stabilitäts- und Assoziationsrat 

Der Präsident  
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(1) ABl. EU L 84 vom 20.3.2004, S. 13. 
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